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VERWALTUNGSSTRAFEN 

Achslast bleibt eigene Last
Bittere Erkenntnis für einen Unterfrachtführer: Eine Überwälzung von Verwaltungs-
strafen auf den Auftraggeber wegen Überladung ist nicht möglich!

In einem brandaktuellen Verfahren 
vertraten wir vor einem steirischen 

Bezirksgericht einen Transportunter-
nehmer, der einen Unterfrachtführer zur 
tatsächlichen Durchführung des Trans-
ports beauftragte. Der Unterfrachtführer 
bekam eine Verwaltungsstrafe wegen 
Überschreitung der Achslast und ver-
suchte mit Klage diese Strafe gegen den 
Auftraggeber (Transportunternehmer) 
einzufordern.

Pfl ichten laut Kraftfahrgesetz 
Die Grundlage für die Verhängung einer 
Verwaltungsstrafe für die Überschrei-
tung der höchstzulässigen Achslasten 
bildet das Kraftfahrgesetz (KFG). Gemäß 
§ 102 KFG darf der Kraftfahrzeuglenker 
das Kraftfahrzeug erst Inbetriebnehmen, 
wenn er sich unter anderem davon über-
zeugt hat, dass das von ihm zu lenkende 
Kraftfahrzeug und ein mit diesem zu 
ziehender Anhänger sowie deren Bela-
dung den hierfür in Betracht kommen-
den Vorschriften entsprechen. Gemäß § 
103 KFG hat auch der Zulassungsbesit-
zer dafür zu sorgen, dass das Fahrzeug 

und seine Beladung den Vorschriften 
dieses Bundesgesetzes entsprechen. Dar-
aus folgt, dass der Kraftfahrzeuglenker 
und der Zulassungsbesitzer insbesondere 
überprüfen muss, ob die höchstzulässi-
gen Achslasten eingehalten werden.

Bei diesen, sich aus dem KFG erge-
benden Verpfl ichtungen, handelt es sich 
um persönliche verwaltungsstrafrechtli-
che Verpfl ichtungen, die vertraglich nicht 
auf den Vertragspartner überwälzt wer-
den können. 

Pfl icht: Ordnungs-
gemäße Beladung
Da die Überschreitung der Achslasten 
aus einer unzureichenden Verteilung des 
Ladungsgewichts bei der Beladung resul-
tierte, war unter anderem die Frage, wer 
im gegenständlichen Fall zur Beladung 
tatsächlich verpfl ichtet war, maßgeblich. 
Die CMR-Konvention regelt nicht wer 
zur Verladung des Gutes verpfl ichtet ist 
und ist hierüber somit eine vertragliche 
Vereinbarung zulässig. Im Transportauf-
trag wurde vereinbart, dass der Fracht-
führer für eine verkehrs- und beförde-
rungssichere Verladung und Ladungssi-
cherung auf dem Lkw verantwortlich ist. 
Dass die Verladung schlussendlich bei 
Anwesenheit des Fahrers, durch das Per-
sonal an der Beladestelle durchgeführt 
wurde, spielt keine Rolle. Dies ist darauf 
zurückzuführen, dass die aus dem Trans-
portauftrag resultierende vertragliche 
Verpfl ichtung zur Beladung beim Fracht-
führer lag und das Personal an der Bela-
destelle somit als dessen Erfüllungsge-
hilfen anzusehen war.
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Achslasten eingehalten?
Hieraus ergibt sich, dass es dem Fracht-
führer oblag, bei der Beladung zu über-
prüfen, ob die höchstzulässigen Achslas-
ten eingehalten werden. Dies wäre durch 
entsprechende Einrichtungen am Fahr-
zeug auch ohne weiteres möglich gewe-

sen, da die Mehrheit der heutzutage 
eingesetzten Fahrzeuge über entspre-
chende technische Einrichtungen zur 
Überprüfung der Achslasten verfügt und 
darüber hinaus an zahlreichen Belade-
stellen Achslastwaagen vorhanden sind. 

Kein CMR-Anspruch 
Die CMR-Konvention regelt die erstat-
tungsfähigen Schadenersatzansprüche 
abschließend. Einerseits gesteht Art 17 
CMR Schadenersatz für den Verlust und 
die Beschädigung des Gutes zu. Anderer-
seits normiert sie in Art 10 CMR eine 
Haftung des Absenders für alle durch 
mangelhafte Verpackung des Gutes ver-
ursachten Schäden an Personen, am 
Betriebsmaterial und an anderen Gütern 
sowie für alle durch mangelhafte Verpa-
ckung verursachten Kosten. 

Ein Schadenersatz für Verwaltungs-
strafen ist nicht vorgesehen. Dies wäre 
auch sinnwidrig, zumal es sich bei Ver-
waltungsstrafen um höchstpersönliche 
Strafen handelt, die sich auch nach den 
verwaltungsstrafrechtlichen Vorschrif-
ten nur gegen einen bestimmten Adres-

Bei einem 
Frachtvertrag zu 
fixen Kosten, ist 
der Frachtführer 
auf die Fracht-
pauschale 
 beschränkt und 
kann darüber-
hinausgehende 
Auslagen nicht 
geltend machen. 
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satenkreis richten. Es handelt sich 
somit beim geltend gemachten 
Anspruch um keinen Schaden im 
Sinne der CMR-Konvention da weder 
ein Verlust, eine Beschädigung oder 
eine mangelhafte Verpackung des 
Ladeguts vorlag.

Überwälzung unzulässig
Der geltend gemachte Anspruch 
stellte auch keinen aus dem Fracht-
vertrag resultierenden Schadenersatz 
dar. Nach der ständigen Rechtspre-
chung (RIS-Justiz RS0026746) stellt 
ein Strafanspruch des Staates, dem 
der Bestrafte Genüge leisten muss, 
keinen zivilen Schadensersatzan-
spruch dar, dessen Befriedigung der 
Bestrafte im Rückgriffsweg auf einen 
anderen überwälzen könnte. Die Gel-
tendmachung der Kosten aus einer 
Verwaltungsstrafe in Form eines 
Schadenersatzanspruchs aus dem 
Transportvertrag ist somit nicht 
zulässig.
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ALLES WAS RECHT IST

Zypern nur mehr im Urlaub
n einem brandaktuellen Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs (EuGH) 

stellte dieser klar, wer im Sinne der EU-
Verordnungen Nr. 1408/71 und 883/2004 
als Arbeitgeber eines im internationalen 
Güterverkehr tätigen Lkw-Fahrers anzu-
sehen ist (C-610/18).

Ausgangslage 
Im gegenständlichen Rechtsstreit hatte 
eine in Zypern gegründete Gesellschaft, 
mit in den Niederlande ansässigen 
Transportunternehmen Verträge 
geschlossen, wonach gegen Zahlung einer 
Provision die Verwaltung des Fuhrparks 
der niederländischen Unternehmen für 
deren Rechnung und auf deren Gefahr 
übernommen wurde. In diesem Rahmen 
wurden von der zypriotischen Gesell-
schaft auch Arbeitsverträge mit Fahrern 
abgeschlossen, die ihren Wohnsitz in den 
Niederlanden haben. Als vom Verwal-
tungsrat der niederländischen Sozialver-
sicherungsanstalt beschlossen wurde, 
dass die niederländischen Sozialvor-
schriften auf diese Fahrer anwendbar 
seien, obwohl diese formell für eine zyp-
riotische Gesellschaft arbeiten, wandten 
sich die Lkw-Fahrer und niederländi-
schen Unternehmen an den Europäi-
schen Gerichtshof. Der EuGH stellt nun 
klar, wer als Arbeitgeber der in den Nie-
derlanden ansässigen Fahrer, die in 

I einem Arbeitsverhältnis zu einer zypri-
otischen Gesellschaft stehen, anzusehen 
ist und welche Rechtsvorschriften daher 
anwendbar sind.

Tatsächliches über Formelles 
Der EuGH führte begründend aus, dass 
in erster Linie zwischen einem Arbeitge-
ber und dessen Personal ein Unterord-
nungsverhältnis besteht. Das Vorliegen 
eines Arbeitsvertrags ist demnach als 
Indiz für das Bestehen eines solchen 
Unterordnungsverhältnisses zu werten, 
reicht jedoch allein für die Qualifi kation 
als Arbeitgeber nicht aus. Vielmehr ist 
neben dem formellen Arbeitsvertrag, 
auch auf die tatsächlichen Umstände 
Rücksicht zu nehmen. Demnach ist als 
Arbeitgeber derjenige zu qualifi zieren, 
der die Lohnkosten trägt, tatsächlich 
befugt ist, den Arbeitnehmer zu entlas-
sen und demgegenüber der Arbeitneh-
mer weisungsgebunden ist und somit 
tatsächlich untersteht. 

Im gegenständlichen Fall hatten die 
Lkw-Fahrer zwar einen Arbeitsvertrag 
mit der zypriotischen Gesellschaft 
geschlossen, wurden jedoch von den nie-
derländischen Gesellschaften selbst aus-
gewählt, übten ihre Tätigkeit für Rech-
nung und auf Gefahr dieser niederländi-
schen Unternehmen aus und wurden die 
Lohnkosten tatsächlich über die, an die 

zypriotische Gesellschaft gezahlte Provi-
sion von den niederländischen Transport-
unternehmen selbst getragen. Darüber 
hinaus waren schließlich auch die nie-
derländischen Unternehmen zur Entlas-
sung der Fahrer befugt.

Fazit
Der EuGH hat mit dieser Entscheidung, 
dem rechtsmissbräuchlichen „Ausfl ag-
gen“ erneut einen Riegel vorgeschoben 
und so müssen zukünftig strengere Kri-
terien erfüllt werden, um als Arbeitgeber 
im Sinne der oben zitierten EU-Verord-
nungen qualifi ziert zu werden. Zusam-
menfassend kommt es nicht auf das for-
melle Vorliegen eines Arbeitsvertrags an, 
sondern darauf, wer tatsächlich gegen-
über dem Arbeitnehmer weisungsbefugt 
ist, dessen Lohnkosten trägt und zu 
dessen Entlassung befugt ist. 
Damit soll zukünftig das Aus-
weichen in Billiglohnländer 
unterbunden und für einen 
gerechteren Wettbewerb 
gesorgt werden. 
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RECHTSCHUTZVERSICHERUNG UND COVID-19

Im Regen stehengelassen?
Zur Bewältigung der „Nach-Corona-Zeit“
zählt es auch, fi nanzielle Schäden aufzuarbeiten.
Die Betriebsrechtschutz-Versicherung steht dabei
nicht immer zur Seite. Was tun?

n vielen Branchen ist man derzeit damit 
beschäftigt, die „Post-Corona-Zeit“ zu 

bewältigen und dazu gehört auch, fi nan-
zielle Schäden aufzuarbeiten. Anwaltliche 
Hilfe ist in dieser Situation gefordert und 
jeder Unternehmer, der eine Betriebs-
rechtschutz Versicherung besitzt, möchte 
diese natürlich dazu verwenden. Das sich 
das Ganze aber nicht so einfach darstellt, 
wie von den meisten angedacht, zeigt sich 
an zahllosen Deckungsablehnungen, die 
in den letzten Wochen in die Unterneh-
men fl atterten. 

Katastrophenschäden
Hauptsächlich werden die Leistungsver-
weigerungen der Rechtsschutzversiche-
rer mit den Deckungsausschlüssen für 
Katastrophenschäden begründet: Art. 7 
der ARB sieht diese Ausschlüsse zwar 
vor – so einfach kann man es sich aber 
nicht machen: Eine genaue und kritische 
Prüfung des jeweiligen Einzelfalles ist 
vorzunehmen, um festzustellen ob die 
konkret angestrebte Wahrnehmung 
rechtlicher Interessen tatsächlich den 
erforderlichen engen Zusammenhang 
mit der hoheitsrechtlichen Anordnung 
ausweist oder nicht. Denn ausschließlich, 
wenn die geplante Auseinandersetzung 
der eingewendeten Risikoerhöhung ent-
spricht, ist die Ablehnung des Versiche-
rers gerechtfertigt. 

Die Sichtweisen dazu werden natur-
gemäß zwischen Versicherungsnehmer 
und Versicherer unterschiedlich sein, 
wenn es sich um Schadenersatzprozesse 
aus durch Corona nichterfüllten Verträ-
gen handelt, Forderungen aus nicht 
erfüllten Hotel- und Flugbuchungen, 

aber auch Schadenersatzprozessen gegen 
die Republik wegen angeblicher rechtli-
cher Ungereimtheiten bei erlassenen 
Gesetzen und Verordnungen. 

Im Regen stehengelassen?
Nicht zu vergessen: Forderungen gegen 
die Versicherungswirtschaft selbst aus 
nicht erfüllten Leistungen bestehender 
Seuchen-Betriebsunterbrechungen. Der 
Versicherungsnehmer fühlt sich zu 
Recht, buchstäblich im Regen stehenge-
lassen. Wir haben uns daher entschlos-
sen, auf Wunsch der Güterbeförderungs-
branche sämtliche Deckungsablehnun-
gen aus der Rechtsschutz-Sparte auf ihre 
Gültigkeit zu prüfen und gegebenenfalls 
gemeinsam mit RA Dr. Schärmer bei 
Erfolgsaussicht diesen zu widersprechen. 
Weiters helfen wir jenen, welche keinen 
Rechtsschutz besitzen, und vermitteln 
Kontakte zu Prozessfi nanzierern, um 
Unterstützung durch Sammelklagen zu 
erhalten. Unter covid19recht@irm-kotax.
com senden Sie uns Ihre Ablehnungs-
schreiben zur weiteren Prüfung! 

TIPP

Michael Patocka
IRM-KOTAX Versicherungssysteme
Börsegasse 9, 1010 Wien 
Tel.  +43 1 503 62 33  
E-Mail m.patocka@irm-kotax.com
www.irm-kotax.com   
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Von Alexej Miskovez,
Rechtsanwaltskanzlei Schärmer

KOMMENTAR

wenn es sich um Schadenersatzprozesse 
aus durch Corona nichterfüllten Verträ-
gen handelt, Forderungen aus nicht 
erfüllten Hotel- und Flugbuchungen, 
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PFLICHT Gemäß § 102 KFG muss 
sich der Lkw-Lenker vor Abfahrt u.a. 
davon überzeugen, dass die Be-
ladung den Vorschriften entspricht.

„Wir haben uns
entschlossen, auf Wunsch 
der Güterbeförderungs-
branche sämtliche
Deckungsablehnungen
aus der Rechtsschutz-
Sparte auf ihre Gültigkeit
zu prüfen.“

n Gemäß § 9 Abs. 1 VStG ist für die Einhaltung der Verwaltungsvorschriften durch juristische Personen verwaltungsstrafrechtlich 
verantwortlich, wer zur Ver tretung nach außen berufen ist, sofern kein verantwortlicher Beauftragter bestellt ist. Hierbei handelt es 
sich grundsätzlich um den handelsrechtlichen Geschäftsführer des Unternehmens.

n Das VStG räumt einem Unternehmer in § 9 Abs. 2 jedoch die Möglichkeit ein, die verwaltungsstrafrechtliche Verantwortung auf einen 
sogenannten verantwortlichen Beauftragten zu verlagern.

n Die Ernennung eines verantwortlichen Beauftragten bewirkt einen Übergang der Verantwortung für die Einhaltung der Verwaltungs-
vorschriften auf diesen und ist die Konzession weniger gefährdet.

n Der Verkehrsleiter ist eine vom Unternehmer beschäftigte natürliche Person, die tatsächlich und dauerhaft die Verkehrstätigkeiten 
dieses Unternehmens leitet und ist von Kraftverkehrsunternehmen zwingend zu bestellen.

n Den Verkehrsleiter trifft zwar eine funktionelle Rolle als „Überwacher“ jedoch bestehen keine Sanktionsnormen, die die Haftung des 
Verkehrsleiters vorsehen. Der Verkehrsleiter haftet daher nicht für die Verwaltungsüber tretungen.

n Der Verwaltungsgerichtshof hat daher klargestellt, dass der Verkehrsleiter nicht für die Verwaltungsstrafen haftet. Daraus ergibt sich, 
dass – entgegen der Ansicht des LVwG NÖ – weiterhin ein verantwortlicher Beauftragter gemäß § 9 VStG wirksam bestellt werden 
kann (siehe dazu: VwGH Ra 2019/11/0073).

AUF EINEN BLICK

Darüber hinaus wurde mit dem 
Frachtführer ein Vertrag zu fi xen Kos-
ten abgeschlossen, wodurch der Fracht-
führer auf die Bezahlung der vereinbar-
ten Frachtpauschale beschränkt war, 
unabhängig davon, ob ihm höhere oder 
niedrigere Kosten erwachsen sind. 
 Insoweit war auch der Anspruch des 
Frachtführers auf Auslagenersatz aus-
geschlossen.

Fazit 
Die Überwälzung der Kosten einer Ver-
waltungsstrafe auf den Auftraggeber, in 
Form eines Schadenersatzanspruchs ist 
somit nicht möglich. Eine Verwaltungs-
strafe richtet sich persönlich gegen den 
Bestraften und kann die Haftung daher 
nicht auf den Vertragspartner übertra-
gen werden. Darüber hinaus fi ndet sich 
auch in der CMR-Konvention keine 
Grundlage für die Geltendmachung sol-
cher Kosten, da die CMR-Konvention 
die umfassten Schäden abschließend 
regelt. Schließlich ist festzuhalten, dass 
das Verfahren zwar in ersten Instanz 
zugunsten unseres Mandanten ausge-
gangen ist, die Rechtssache nun jedoch 
aufgrund eines Rechtsmittels der 
Gegenseite, in der zweiten Instanz 
anhängig ist und die endgültige Klärung 
dieser Thematik somit vorerst abzuwar-
ten ist. B


